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	Entsandte ArbeitnehmerInnen

	TEXT:


	In den letzten Monaten werden immer mehr Fälle bekannt, in denen auf deutschen Baustellen entsendete Arbeitnehmer durch illegale Methoden weit unter den Mindeststandards für Löhne, Sozialversicherung und Unterkunft beschäftigt werden.
Das konkrete Beispiel ist eine slowenische Baufirma, die Arbeiter in Slowenien anwirbt.

Ihnen wird Arbeit in Deutschland mit einem Bruttogehalt 748,10€ versprochen. In Deutschland aber werden den Arbeitern Unterbringungskosten in einem Container vom Gehalt abgezogen, obwohl zuvor anders abgesprochen. Überstunden werden nicht bezahlt, trotz durchschnittlicher 220 Überstunden im Monat.  Das Gehalt wird über die Monate reduziert oder nicht bezahlt. Weiterhin werden Sozialversicherungsbeiträge unterschlagen. 
Den Kontrollbehörden fehlen zu häufig die Möglichkeiten, einzuschreiten, da Verantwortung durch die Einschaltung von Subunternehmern und durch das Unterzeichnen rechtswidriger Verträge von Seiten der Arbeitnehmer kaum verwertbare Beweise vorliegen. Das Problem ist jedoch nicht nur ein deutsches Problem. Es ist mittlerweile in ganz Europa zu einem Phänomen mit unvorhersehbaren sozialen Konsequenzen für die Betroffenen geworden.

Beschäftigte werden unter falschen Versprechungen nach Deutschland gelockt und werden um ihren versprochenen Lohn betrogen. Weiterhin werden ihnen angebliche Leistungen in Rechnung gestellt, um ihren Lohn noch weiter zu drücken.
1. Wie will die Kommission im Zuge der Überarbeitung der Durchsetzungsrichtlinie sicherstellen, dass die Einhaltung geltenden europäischen Rechts auch in den Mitgliedsstaaten kontrolliert und sanktioniert werden kann?
2. Ist der Kommission bewusst, dass es in den Mitgliedstaaten massive Probleme mit entsendeten ArbeitnehmerInnen gibt?

3. Welche Maßnahmen sind seitens der Kommission geplant, um die katastrophale soziale Lage vieler entsendeter Beschäftigten in der Europäischen Union endlich zu verbessern?

4. Seit wann ist der Kommission bekannt, dass aufgrund der mangelhaften gesetzlichen Lage viele ArbeitnehmerInnen sich in größten sozialen Schwierigkeiten befinden? Wurden in der Vergangenheit Schritte unternommen, um diese abzumildern?
5. Welche Maßnahmen wird die Kommission ergreifen, um kurzfristig die Mitgliedstaaten anzuhalten die Mindeststandards für Löhne, Sozialversicherung und Unterkunft den entsandten ArbeitnehmerInnen zu garantieren und somit eine gewisse Rechtssicherheit bis zur Überarbeitung des Gesetzes zu gewährleisten?
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